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1
Einleitung

Als sich im Jahr 1998 die rot-grüne Bun-
desregierung konstituierte, war eines ihrer
prioritären Reformprojekte die ökologi-
sche Steuerreform (ÖSR). In deren Rah-
men wurden seit 1999 in fünf Schritten
Steuern auf Mineralölprodukte und Elek-
trizität erhöht; das zusätzliche Steuerauf-
kommen wurde zum größten Teil dazu ver-
wendet, die Sozialversicherungsabgaben in
ähnlichem Umfang zu entlasten. Anfang
2003 wurde der bisher letzte Schritt der Re-
form durchgeführt, seither sind die Steuer-
sätze und die Entlastung bei der Renten-
versicherung „eingefroren“.1

Bei der Wiederauflage dieser Koalition
im Jahr 2002 wurde vereinbart, 2004 eine
Bewertung der bisherigen Reformschritte
vorzunehmen, um über eine Weiterent-
wicklung der ÖSR zu entscheiden. Nach
den bisherigen Eindrücken wird es aber
wohl kaum zu einer intensiven und offenen
Aufarbeitung der Wirkungen und Perspek-
tiven einer ökologisch motivierten Reform
des Steuersystems kommen. Die Bereit-
schaft, mit einer ökologischen Modernisie-
rung des Steuersystems fortzufahren,
scheint in der Koalition gering, und einige
Koalitionspolitiker haben sich schon vor
der Überprüfung negativ über eine Fort-
führung geäußert.

Unabhängig von dieser politischen
Grundstimmung soll im Folgenden unter-
sucht werden, welche Möglichkeiten für ei-
ne Weiterentwicklung der ökologischen
Steuerreform bestehen und wie diese aus
ökonomischer Sicht zu beurteilen sind. Ziel

weise. Deshalb ist es hilfreich, diese noch
einmal zu skizzieren. Das Konzept der öko-
logischen Steuerreform umfasst zwei
Aspekte: Zunächst die Erhebung oder Er-
höhung von Steuern auf umweltbelastende
Tatbestände, zum zweiten eine Nutzung
des zusätzlichen Steueraufkommens zur
Entlastung der Steuerzahler bei anderen
Abgaben und zu einer Umgestaltung des
Abgabensystems.

Perspektiven der ökologischen Steuerreform 
in Deutschland

Dieter Ewringmann,
Michael Kohlhaas

Die Koalitionspartner der rot-grünen Bundesregierung haben 2002 in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, im Jahr 2004 „im Hinblick
auf die Emission klimaschädlicher Gase, den Ölpreis, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft und die soziale Verträglichkeit [zu] überprüfen, ob und wie die Besteuerung unter ökologischen Gesichtspunkten weiter-
zuentwickeln ist.“ Der folgende Beitrag unternimmt den Versuch, die anstehenden Fragen aus ökonomischer Sicht zu strukturieren
und grundsätzliche Handlungsalternativen zu diskutieren. Er vertritt die Auffassung, dass eine ökologische Steuerreform aus umwelt-
wie finanzpolitischen Gründen weiterhin weit oben auf der Prioritätenliste der Politik stehen sollte.

des Beitrags ist, eine Struktur zu erarbeiten,
in der Einzelvorschläge systematisch disku-
tiert werden können, nicht aber konkrete
Vorschläge zu machen oder solche zu be-
urteilen.

Drei grundsätzliche Optionen für eine
Weiterentwicklung der ökologischen Steu-
erreform sind in der Diskussion, die ein-
zeln oder auch in beliebigen Kombinatio-
nen verfolgt werden können:

– Eine Fortschreibung des bisherigen Kon-
zepts einer schrittweisen Erhöhung der
Energiebesteuerung mit weitgehend auf-
kommensneutraler Kompensation,
– Strukturverbesserungen bei den beste-
henden Komponenten, z. B. der Struktur
der Steuersätze, Erweiterung der Besteue-
rung im Rahmen der Energiebesteuerung
und Abbau von Subventionen, die den
Energieverbrauch begünstigen,
– eine Ausweitung der Reform über das
bisherige enge Konzept einer Energiebe-
steuerung hinaus.

In diesem Beitrag werden zunächst die
Grundprinzipien der ökologischen Steuer-
reform skizziert (Abschnitt 2) und danach
die drei Optionen diskutiert (Abschnitte
3-5).

2
Der Grundgedanke 
der ökologischen Steuer-
reform 

Ein Teil der Ablehnung der ökologischen
Steuerreform erklärt sich aus einem offen-
sichtlichen Unverständnis ihrer Funktions-
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2.1 STEUERN FÜR DIE UMWELT

Der Grundgedanke von Umweltsteuern
geht auf den englischen Ökonomen Arthur
C. Pigou (1920) zurück. Dieser stellte fest,
dass der Marktmechanismus keine effizi-
ente Allokation herstellen kann, wenn „ex-
terne Kosten“ auftreten. Diese entstehen,
wenn eine Aktivität (Konsum oder Pro-
duktion) knappe Ressourcen in Anspruch
nimmt und damit gesellschaftliche Kosten
verursacht, ohne dass deren Verursacher
diese Kosten tragen muss. Ein Beispiel
dafür ist die Emission von Schadstoffen in
die Atmosphäre, durch die die Wohlfahrt
anderer Menschen gemindert wird. Ein
Weg, dieses „Marktversagen“ zu heilen, ist
die Erhebung von Steuern auf die umwelt-
belastende Aktivität. Dadurch wird die
Umweltbelastung in den Marktpreis inte-
griert und vom Verursacher in seinen Ent-
scheidungen berücksichtigt.

2.2 ABBAU VERZERRENDER 
ABGABEN 

Umweltsteuern sind immer mit einem zu-
sätzlichen Steueraufkommen verbunden,
das eine ganz erhebliche Größenordnung
erreichen kann. Dieser „Nebeneffekt“ wur-
de teilweise als unerwünscht angesehen, da
er den Steuerzahlern zusätzliche Lasten
aufbürdet und dem Staat Geld in die Kas-
sen schwemmt. Binswanger et al. (1983) ar-
gumentieren, dass dieser Nebeneffekt nicht
negativ sein muss – ganz im Gegenteil: Je-
der Staat muss Steuern und Abgaben erhe-
ben, um seine Ausgaben zu finanzieren. Ein
großer Teil dieses Aufkommens wird bisher
mit Steuern und Abgaben erzielt, die am
Arbeitseinkommen anknüpfen. Dies zieht
jedoch ein erhebliches Problem nach sich:
Die Abgabenbelastung verteuert den Pro-
duktionsfaktor Arbeit, konzentriert den
Rationalisierungsdruck auf diesen Faktor
und verringert das Arbeitsvolumen in der
Wirtschaft. Auch andere Steuern und Ab-
gaben weisen ähnliche Probleme auf. Da
sie auf wirtschaftliche Aktivitäten erhoben
werden, die grundsätzlich erwünscht sind,
entstehen Verzerrungen und Wohlfahrts-
verluste. Ökosteuern stellen demgegenüber
den Versuch dar, unerwünschte und mit
Wohlfahrtsverlusten verbundene Aktivitä-
ten zu belasten. Es ist wichtig zu verstehen,
dass die Verwendung des dadurch zusätz-
lich entstehenden Steueraufkommens in
systematischer Sicht keinerlei umweltpoli-
tischer Bindung unterworfen werden muss.

Die ökologische Lenkungsfunktion wird
nämlich von der Umweltsteuererhebung
und den davon ausgehenden Preiseffekten
übernommen. Bei den Steuereinnahmen
handelt es sich um allgemeine Haushalts-
mittel, die nach rein finanzpolitischen Kri-
terien verwendet werden können.2

2.3 ABBAU ÖKOLOGISCH 
SCHÄDLICHER SUBVENTIONEN

Das Ziel der ökologischen Steuerreform
kann somit als systematische Verlagerung
der Abgabenlast beschrieben werden: weg
von grundsätzlich positiven wirtschaftli-
chen Aktivitäten, hin zu Aktivitäten mit ne-
gativen Nebeneffekten. Ein ähnlicher
„Doppeleffekt“ kann auch an anderer Stel-
le erzielt werden: Gegenwärtig gewährt der
Staat verschiedene Steuervergünstigungen
und Subventionen, die die Kosten umwelt-
belastender Aktivitäten senken und die den
Staatshaushalt belasten. Durch eine Rück-
führung derartiger Steuervergünstigungen
ist es wie bei der Erhebung von Ökosteuern
möglich, gleichzeitig einen Lenkungs- und
einen Finanzierungseffekt zu erzielen.
Selbst wenn das Transfervolumen an eine
Gruppe von Begünstigten konstant gehal-
ten werden soll, ist es teilweise möglich,
durch eine Umgestaltung von Subventio-
nen eine günstigere Anreizwirkung zu er-
zielen. So wird gegenwärtig eine Reform
der Agrarsubventionen vorgenommen, die
in der Vergangenheit einen Anreiz zu um-
weltbelastender Wirtschaftsweise und
Überproduktion gegeben haben. Dadurch
kann der Transfer an die begünstigten
Wirtschaftssubjekte (statt an die Produkti-
on) oder eine bestimmte Produktionswei-
se (z. B. ökologischen Landbau) geknüpft
werden.

3
Fortschreibung der 
Ökosteuer

Die ökologische Steuerreform wird von
vielen ihrer Befürworter als langfristiges
Programm angesehen. Umweltsteuern sol-
len in überschaubaren Schritten erhöht
werden, damit sich Umweltnutzer an die
veränderten Rahmenbedingungen anpas-
sen können (Weizsäcker et al., 1992; Bach
et al. 1995). Die Erhöhungsschritte sollten
möglichst langfristig angekündigt werden,
damit künftige Preiserhöhungen beim

Kauf langlebiger Investitions- und Kon-
sumgüter möglichst frühzeitig angemessen
berücksichtigt werden können.

Die ökologische Steuerreform in
Deutschland hat bisher eine relativ eng ab-
gegrenzte Zielsetzung. Ihre ökologische
Komponente besteht aus einer Verbreite-
rung und Erhöhung der Energiebesteue-
rung. Dadurch soll ein Anreiz gegeben
werden, Energie sparsamer und effizienter
zu nutzen, um natürliche Ressourcen zu
schonen und Umweltbelastungen, insbe-
sondere die Emission von Treibhausgasen,
zu vermindern. Das Aufkommen der Öko-
steuern fließt zum weitaus größten Teil als
Staatszuschuss an die Rentenversicherung,
um die versicherungsfremden Leistungen
sachgerecht aus allgemeinen Haushalts-
mitteln zu finanzieren und über eine Sen-
kung der ohne diesen Zuschuss deutlich
höheren Sozialbeiträge einen Beitrag zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze zu leisten.

Eine systematische empirische Über-
prüfung der Wirksamkeit der ÖSR steht
noch aus, da der Zeitraum seit ihrer Ein-
führung für statistische Analysen zu kurz
ist. Während aber die Wirkungen einer
Energiebesteuerung und verschiedener
Formen der Verwendung des Steuerauf-
kommens in den 90er Jahren heftig um-
stritten waren (Conrad/Wang 1993; Bach
et al. 1995; Buttermann/Hillebrand 1996;
Welsch 1996; Böhringer et al. 1997; Arndt
et al. 1998; Meyer et al. 1997), scheint sich
jetzt in der akademischen Diskussion ein
weitgehender Konsens abzuzeichnen, dass
die ÖSR in Deutschland sowohl zu einer
Verminderung des CO2-Ausstoßes beige-
tragen als auch positive Impulse zur Be-
schäftigung gegeben hat. Die bisher einzige
Modellrechnung, die die konkrete Ausge-
staltung der ÖSR zugrunde gelegt hat
(Bach et al. 2001) gibt die CO2-Minderung
der ersten fünf Schritte der ÖSR in einer
Größenordnung von 2 bis 3 % oder gut
20 Mio. t an.3 Das gesamtwirtschaftliche
Wachstum bleibt dabei nahezu unverän-
dert, die Beschäftigung steigt um gut 0,5 %

2 Insofern zeugt es von Unverständnis oder Polemik,
wenn in der politischen Diskussion behauptet wur-
de, man könne die Reform in Deutschland nicht als
„ökologisch“ bezeichnen, da das Steueraufkom-
men nicht für umweltrelevante Ausgaben genutzt
werde.

3 Die Studie basiert auf dem Gesetzesstand im Jahr
2001. Eine Aktualisierung, die die Veränderung
der ÖSR Anfang 2003 berücksichtigt, wird ge-
genwärtig vorgenommen.
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oder 180.000 bis 250.000 im Vergleich zu
einer Situation ohne diese Reform.4

Diese CO2-Minderung ist angesichts
der Ziele der Klimapolitik sowie der aktu-
ellen Emissionsentwicklung relativ gering.
Dies ist jedoch auf den vorsichtigen Ein-
stieg in die ÖSR zurückzuführen und kann
bei Bedarf wirkungsvoller gestaltet werden.
Dieser Bedarf besteht: Deutschland hat
nach deutlichen Erfolgen Anfang der 90er
Jahre seit Mitte des letzten Jahrzehnts im
Klimaschutz stagniert und macht kaum
noch Fortschritte bei der Minderung des
CO2-Ausstoßes (Ziesing 2004). Die Erfül-
lung der Kyoto-Ziele ist keineswegs gesi-
chert. Dennoch hat die Bundesregierung
vorgeschlagen, die EU solle sich im Rah-
men internationaler Anstrengungen bereit
erklären, ihre Treibhausgase bis 2020 um
30 % gegenüber 1990 zu mindern. Unter
dieser Voraussetzung wäre Deutschland
bereit, eine Minderung von 40 % anzustre-
ben.

Auch die zum Jahresbeginn 2005 ge-
plante Einführung eines Handels mit Emis-
sionsrechten für CO2 in Europa kann die
Weiterführung der ÖSR vermutlich auf ab-
sehbare Zeit nicht ersetzen. Da die EU sich
für ein so genanntes „downstream“ System
entschieden hat, bei dem einzelne Emitten-
ten nachweispflichtig sind, erfasst der
Emissionshandel nur größere Energiever-
braucher. Kleine gewerbliche Energiever-
braucher und vor allem private Haushalte
und der Verkehrsbereich erhalten auf die-
sem Wege kein Preissignal zur Reduktion
ihres Energieverbrauchs. Dies wäre anders,
wenn es gelingen sollte, in der EU ein „up-
stream“ System zu etablieren, bei dem die
Nachweispflicht für Emissionsrechte bei
den Erzeugern und Importeuren fossiler
Energieträger liegt und der gesamte Ener-
gieverbrauch erfasst wird. Allerdings wür-
den die Emissionsrechte dann wohl ver-
steigert und der Staat erhielte wie bei einer
Steuer zusätzliche Einnahmen, die in eine
ökologische Finanzreform eingebracht
werden könnten. Solange dieser Weg in der
EU nicht konkret eingeschlagen wird, er-
scheint es sinnvoll und zur Erreichung der
nationalen Klimaschutzziele erforderlich,
in Deutschland die ökologische Steuerre-
form systematisch fortzuschreiben.

4
Strukturverbesserungen in
der Ökosteuer

4.1 STRUKTUR DER STEUERSÄTZE
UND EINBEZIEHUNG WEITERER
ENERGIEVERBRÄUCHE

Die Wirksamkeit und Effizienz der Ener-
giebesteuerung könnte erheblich verbes-
sert werden, wenn weitere Energieverbräu-
che in die Besteuerung einbezogen werden
und die Struktur der Steuersätze besser auf
das Lenkungsziel abgestimmt wird. Einige
Beispiele sollen Handlungsbedarf und ei-
nige Möglichkeiten dieses Ansatzes illus-
trieren.5

(1) Gegenwärtig liegt der Steuersatz auf
Diesel um 18 Cent niedriger als die Belas-
tung von Benzin. Aus umwelt- und klima-
politischer Sicht ist das nicht zu rechtferti-
gen: Diesel ist mit höheren Umweltbe-
lastungen und CO2-Emissionen pro Liter
verbunden als Benzin. Hauptgrund für
diese Differenzierung war die Befürchtung,
ein höherer Satz auf Diesel könnte der
Wettbewerbsfähigkeit des Transportgewer-
bes in Deutschland schaden. Seit 2004 er-
laubt allerdings die neue Energiesteuer-
richtlinie in Art. 7 Abs. 2, die Steuersätze
auf Diesel für PKW und LKW zu differen-
zieren. Es wäre daher jetzt möglich, die
Dieselsteuer für PKW schrittweise an die
Benzinsteuer anzugleichen, ohne die Wett-
bewerbsfähigkeit des Transportgewerbes
zu gefährden.
(2) Bisher ist Flugbenzin (Kerosin) von
jeglicher Energiebesteuerung ausgenom-
men. Darüber hinaus wird der Flugverkehr
dadurch begünstigt, dass Flugtickets nicht
der Mehrwertsteuer unterliegen, während
z. B. auf Bahnfahrten der volle Mehrwert-
steuersatz erhoben wird. Dies begünstigt
den Flugverkehr gegenüber der umwelt-
freundlicheren Bahn.

Bisher bestanden für die Besteuerung
von Kerosin rechtliche Restriktionen. Die
neue EU-Energiesteuerrichtlinie erlaubt
jetzt den Mitgliedstaaten, den Energiever-
brauch von Inlandsflügen zu besteuern.
Auch bei Flügen zwischen zwei EU-Staaten
ist eine Kerosinbesteuerung zulässig, wenn
diese eine entsprechende bilaterale Verein-
barung treffen. Bezüglich der Mehrwert-
steuerbelastung sind sowohl eine Besteue-
rung von Flugtickets als auch eine Ermäßi-

gung des MWSt-Satzes für Bahnfahrten in
der Diskussion.
(3) In der Stromerzeugung unterliegt der
Einsatz von Erdgas einer Energiebesteue-
rung, während Braun- und Steinkohlen
nicht besteuert werden. Dies ist ökologisch
nachteilig, da Erdgas einen deutlich niedri-
geren Kohlenstoffgehalt bezogen auf den
Energiegehalt aufweist, und sollte korri-
giert werden.

4.2 ABBAU/UMSTRUKTURIERUNG
DER SONDERREGELUNGEN DER
ÖKOSTEUER

Im Zentrum der Kritik an der Ökosteuer
hat häufig der geringe Anreiz der Steuer für
Unternehmen des Produzierenden Gewer-
bes gestanden, ihren Energieverbrauch ein-
zuschränken und die CO2-Emissonen zu
mindern. Sämtliche Unternehmen des Pro-
duzierenden Gewerbes sind Nutznießer ei-
nes ermäßigten Steuersatzes. In den ersten
vier Jahren hatte dieser nur 20 % des Nor-
malsatzes betragen, Anfang 2003 ist er auf
60 % des Regelsatzes erhöht worden. Dar-
über hinaus ist die Nettobelastung dieser
Unternehmen „gedeckelt“: Wenn die Steu-
erlast eine bestimmte Schwelle überschrei-
tet, haben sie einen Anspruch auf Rücker-
stattung eines Teils davon. Die Rückerstat-
tungsregel in Form  eines Spitzenlastaus-
gleiches sah zunächst vor, Steuerbeträge zu
erstatten, soweit die Steuerlast das 1,2-fa-
che des Betrages überstieg, um den sich für
das Unternehmen der Arbeitgeberanteil an
den Rentenversicherungsbeiträgen durch
Senkung der Beitragssätze vermindert hat-
te. Seit 2003 werden 95 % des Differenzbe-
trages zwischen Steuerlast und niedrige-
ren Beitragszahlungen erstattet. Dadurch
bleibt zwar ein positiver Grenzsteuersatz
und damit theoretisch auch ein Anreiz er-
halten, weitere Energiesparmaßnahmen
durchzuführen, der Anreiz bleibt jedoch in
aller Regel marginal (Bach/Kohlhaas 2002).

Diese Sonderregelung führt in Verbin-
dung mit der Steuersatzverringerung zu
hohen Einnahmeneinbußen und Transak-

4 Die Spannweiten ergeben sich durch unterschied-
liche Annahmen zur Entwicklung wirtschaftlicher
Größen wie dem Rohölpreis oder dem Wechsel-
kurs sowie die Verwendung von zwei verschiede-
nen Modellen. 

5 Weitere Vorschläge betreffen z. B. den Abbau der
so genannten Pendlerpauschale und der Eigen-
heimzulage sowie eine anreizgerechte Umgestal-
tung der Kfz-Besteuerung (Zahrnt/Seiche 2004).
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ner Minderung der Funktionsfähigkeit der
beiden Instrumente noch notwendigerwei-
se zu einer doppelten Kostenbelastung.

Der Emissionshandel ist aufgrund der
kostenlosen Zuteilung für die betroffenen
Anlagenbetreiber ein Opportunitätskos-
tenfaktor, dessen Höhe sich bei gegebener
Zertifikatsmenge  durch die Nachfrage
bzw. Zahlungsbereitschaft ergibt. Diese ori-
entiert sich an den CO2-Vermeidungs-
kosten. Daran ändert eine zusätzlich zu
entrichtende Ökosteuer nichts; sie mindert
lediglich den Zertifikatspreis. Für beste-
hende ökosteuerpflichtige Anlagen ergibt
sich aus der Zertifikatsverpflichtung so lan-
ge keine zusätzliche Überwälzungs- bzw.
Preiserhöhungsnotwendigkeit, wie keine
Zertifikate zugekauft werden müssen, wie
sich also aus den Opportunitätskosten kei-
ne Zusatzbelastungen in Form tatsäch-
licher Geldkosten ergeben.

Die Opportunitätskosten werden in-
dessen für die Investitionsentscheidungen
das Kalkül zugunsten CO2-ärmerer Anla-
gen verändern, den ohnehin bestehenden
Trend zum Bau moderner Gas und Dampf-
Kraftwerke verstärken und darüber lang-
fristig auch preiswirksam werden (Schulz/
Bartels 2003).

Preiserhöhungen für Strom aufgrund
des Emissionshandels sind daher allenfalls
im Zuge der Kraftwerksanpassung plausi-
bel, im Rahmen der Produktion mit den
vorhandenen Kapazitäten sind sie wirt-
schaftlich nicht zu begründen. Die Über-
wälzung der vom Emissionshandel nach
dem Grandfathering-Modell – also durch
kostenlose Zuteilung der Emissionsrechte –
planmäßig und systemimmanent hervor-
gerufenen Opportunitätskosten in die
Strompreise ließe reine „windfall profits“
bei den Energieversorgungsunternehmen
(EVU) entstehen und ließe die Forderung
nach ihrer systemkonformen Abschöpfung
über künftige Auktionierungen noch
dringlicher werden.

Selbst wenn aber die EVU nach Ein-
führung des Emissionshandels höhere
Preise durchsetzen können, ergibt sich dar-

kosten oder Steuerlast zu einer betriebs-
oder unternehmensbezogenen Wertgröße,
so kann dies dazu führen, dass identische
Produkte in Abhängigkeit von der Organi-
sationsstruktur des Unternehmens unter-
schiedlich besteuert werden. Dadurch ent-
steht ein Anreiz zur Reorganisation von
Unternehmen bzw. Betrieben, um Einhei-
ten zu schaffen, die statistisch im Hinblick
auf die Kriterien günstige Ergebnisse lie-
fern, ohne de facto die Energieintensität zu
ändern. Durch den „Ausschlusscharakter“
des statistischen Kriteriums entstehen an
der Schwelle sehr hohe Grenzbelastungen
bzw. Grenzentlastungen, die einen starken
Anreiz dazu schaffen können.Vor allem die
Definition der Energieintensität mit Hilfe
des Verhältnisses von Energie- bzw. CO2-
Steuer-Zahllast zum Mehrwert ist nach den
dänischen Erfahrungen (Müller 2000) so-
wohl mit massiven Reorganisationsanrei-
zen als auch mit Messproblemen verbun-
den.6 Entgegen der oft geäußerten These,
dass Energiesteuern keine ausreichend ho-
hen Anreize für Unternehmen darstellen,
zur Steuervermeidung Reorganisationen
vorzunehmen, ist dies in Dänemark recht
häufig der Fall gewesen, und zwar trotz ver-
gleichsweise niedriger Steuersätze und bei
durchaus beachtlichen Umorganisations-
kosten. Typischerweise erfolgte im Zuge
der Umstrukturierung eine organisatori-
sche Trennung der arbeitsintensiven Teile
des Unternehmens von den energieintensi-
ven Teilen.

Aufgrund dieser Erfahrungen wurde in
Dänemark eine Prozessliste aufgestellt, in
der exklusiv jene Verfahren bzw. Waren-
gruppen genannt werden, die als ener-
gieintensiv gelten und begünstigt werden
sollen. Diese Erfahrungen sollten bei der
Fortentwicklung der deutschen Steuer ge-
nutzt werden.

4.2.2 KOORDINIERUNG VON 
ÖKOBESTEUERUNG UND 
EMISSIONSHANDEL

Eine besondere Rolle bei der Neugestaltung
der künftigen Sonderregelungen wird auch
die Abstimmung der Ökosteuer mit dem
Emissionshandel (Emissions Trading, ET)
spielen. Für die unter den Handel fallenden
Anlagen entsteht zum Teil eine zweifache
Regulierung: sie unterliegen dem Mengen-
regime und zahlen Ökosteuer. Diese Dop-
pelregulierung zwingt allerdings keines-
wegs dazu, auf die Steuererhebung im ET-
Sektor zu verzichten. Sie führt weder zu ei-

tionskosten. Die Mindereinnahmen belau-
fen sich auf rd. 5,6 Mrd. € jährlich. Die Er-
stattungsregel führt dazu, dass selbst kleine
Bäckereibetriebe in einer Einzelveranla-
gung bedacht werden müssen.

Diese Nettoaufkommens- und Anreiz-
schwächen sollten Anlass genug sein, nun-
mehr ein Abschmelzen der Sonderregelun-
gen in Angriff zu nehmen. Die bisherige
Form ist ineffizient, transaktionskostenin-
tensiv und auf Dauer nicht mehr europa-
rechtskonform. Da für einen vollständigen
Verzicht auf Vergünstigungen mit Blick auf
wettbewerbssensible Unternehmen kein
politischer Konsens zu finden sein wird, ist
ein systematischer Umbau der Sonderrege-
lungen erforderlich.

4.2.1 ANPASSUNG AN ENERGIE-
STEUERRICHTLINIE

Anpassungsbedarf bei den Sonderregelun-
gen entsteht auch durch die EU-Energie-
steuerrichtlinie (EG 2003). Danach sind ab
2007 Steuerermäßigungen für elektrischen
Strom sowie für Energieerzeugnisse, die zu
Heizzwecken und für ortsfeste Motoren
und für Baumaschinen verwendet werden,
nur noch unter engeren Voraussetzungen
möglich: nach Art. 17 der Richtlinie entwe-
der für so genannte „energieintensive Be-
triebe“ oder für Unternehmen, die im Rah-
men von Vereinbarungen, Zertifikatslö-
sungen oder ähnlich wirksamen Mechanis-
men einem äquivalenten Umweltregime
unterworfen werden und insoweit einen
entsprechenden Umweltschutzbeitrag als
Gegenleistung für die Steuervergünstigung
erbringen. Der deutsche Weg, die Begüns-
tigung allein von der Zugehörigkeit zum
Produzierenden Gewerbe abhängig zu ma-
chen, kann daher nicht beibehalten wer-
den. Die Feststellung der Energieintensität
muss an einem von zwei Kriterien anknüp-
fen: Entweder müssen die Energie- und
Strombeschaffungskosten der begünstig-
ten Unternehmen mindestens 3 % des Pro-
duktionswertes oder aber ihre Energiesteu-
erbelastungen 0,5 % des Mehrwertes errei-
chen.

Damit fokussiert die Energiesteuer-
richtlinie ausgerechnet auf Messzahlen von
Energieintensität, die strategieanfällig sind
und aus diesem Grund bei der Einführung
der deutschen Ökosteuer als ungeeignet
angesehen und in anderen Ländern nach
negativen Erfahrungen aufgegeben wur-
den. Knüpft man nämlich steuerliche Ent-
lastungen an die Relation der Energie-

6 In Dänemark war die CO2-Steuerbelastung be-
reits Mitte der 90-er Jahre für energieintensiv pro-
duzierende Unternehmen generell im Satz redu-
ziert und zusätzlich über eine Spezialerstattung in
Abhängigkeit von dem Anteil, die der zusätzlich zu
tragende und überwälzende CO2-Steuerbetrag an
der unternehmensspezifischen Wertschöpfung
ausmachte, gemindert worden. 
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aus keineswegs die Notwendigkeit, diese
Belastung aus Wettbewerbsgründen auto-
matisch zu mindern bzw. zu erstatten.
Auch die EVU in anderen Mitgliedstaaten
unterliegen in derselben Weise dem Emis-
sionshandelsregime und werden ceteris pa-
ribus ebenso die Opportunitätskosten in
Höhe des einheitlichen CO2-Preises auf In-
dustrie und andere Abnehmer zu überwäl-
zen versuchen. Unter der Prämisse der un-
mittelbaren Relevanz der Opportunitäts-
kosten spielen die national unterschiedli-
chen Zuteilungspraktiken keine besondere
Rolle.

Aus der Grundstruktur des Emissions-
handels ergibt sich insoweit keine zwin-
gende wettbewerbspolitische Notwendig-
keit einer Reduzierung der Ökosteuer. Eine
andere Frage ist, inwieweit im Fall der
Überwälzung der Opportunitätskosten
und einer entsprechenden Energiepreiser-
höhung soziale Probleme auf der Haus-
haltsebene hervorgerufen werden können.
Für solche Fälle bietet das Ökosteuerauf-
kommen Kompensationsmasse. Sie teil-
weise und gezielt für einen zusätzlichen So-
zialausgleich einzusetzen, erscheint sinn-
voller als durch allgemeine Steuervergüns-
tigungen die Belastung generell, damit aber
auch den Anreiz allgemein zu senken.

Die Ökosteuer unabhängig vom Emis-
sionshandelsregime weiter zu erheben, er-
scheint schließlich auch aus anderen Über-
legungen erforderlich: Im Gegensatz zum
Emissionshandel mit kostenloser Vergabe
generiert die Ökosteuer nämlich staatliche
Einnahmen. Sie dient nicht nur der Len-
kung, sondern auch der Reform der bishe-
rigen Lastenverteilung und damit der Fi-
nanzierung öffentlicher Güter. Eine Befrei-
ung des ET-Sektors bzw. der von Überwäl-
zungen betroffenen Branchen hätte daher
auch zur Folge, dass das Steueraufkommen
und dadurch auch die Zahlung in die Ren-
tenversicherung gemindert würde, die Bei-
tragssätze ceteris paribus ansteigen oder
aber die Steuersätze für die übrigen Steuer-
pflichtigen erhöht werden müssten. Da-
durch entstünden weitreichende Umvertei-
lungsprozesse vom Emissionshandelssek-
tor auf die übrigen Sektoren, die dann mit
ihren Ökosteuerbeiträgen allein die Absen-
kung der Rentenbeiträge finanzieren müss-
ten. Es müsste also auch überlegt werden,
ob der Emissionshandelssektor ohne Öko-
steuerbelastung auch noch zusätzlich von
niedrigeren Sozialversicherungsbeiträgen
profitieren, oder dann zumindest insoweit
kompensationspflichtig werden sollte.

Eine Befreiung des ET-Sektors von der
Ökosteuer sollte nach alledem nicht in Er-
wägung gezogen werden.

4.2.3 NEUGESTALTUNG DER
SONDERREGELUNGEN? 

Die generelle Absenkung der Steuersätze
für Unternehmen des Produzierenden Ge-
werbes ohne jegliche Prüfung der spezifi-
schen Bedürftigkeit und ohne jede Form
der ökologisch relevanten Gegenleistung
scheint nicht (mehr) erforderlich zu sein.
Die Sonderregelungen haben dazu geführt,
dass selbst viele energieintensive Unter-
nehmen nur eine geringe Belastung zu tra-
gen hatten oder sogar entlastet wurden.
Eine solche Form der Subventionierung
sollte nicht weiterverfolgt werden – die
Ökosteuer ist kein Instrument des Ge-
meinlastprinzips, sondern ein Mechanis-
mus des Verursacherprinzips. Das Argu-
ment, dass nach einer Abschmelzung der
Steuersatzvorteile die Nettobelastungen
stark ansteigen, relativiert sich im gelten-
den System ohnehin, wenn mit dem höhe-
ren Aufkommen auch die Arbeitgeber-
beiträge zur Rentenversicherung weiter
entlastet oder im Rahmen eines erweiterten
Konzeptes andere auf die Lohnkosten
durchschlagende Abgaben verringert wer-
den. Insoweit könnte sich das künftige
System auf jene Unternehmen konzentrie-
ren, deren Nettobelastung die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit infrage stellt.
Allerdings ist es schwierig, ein solches Kon-
zept mit harten Kriterien zu unterfüttern.

Die Begünstigungsregelung sollte für
solche Produkte die Steuerbelastung auf
ein zumutbares Maß absenken, die auf-
grund energieintensiver Produktionsweise
sonst deutlich verteuert und dadurch er-
heblich in ihrer internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit benachteiligt würden; und
zwar möglichst ohne den Anreiz zu min-
dern, energiesparende, effizienzerhöhende
und emissionsmindernde Innovationen
durchzuführen. Im Zentrum der Regelung
stehen also Unternehmen, bei denen die
Belastungsverlagerung prozess- bzw. pro-
duktspezifisch Nettobelastungen hervor-
ruft, die im internationalen Wettbewerb
nicht weitergegeben und auch nicht durch
technische Anpassungsmaßnahmen ver-
mieden bzw. kompensiert werden können.
Es geht also um die Verhinderung unver-
hältnismäßiger Belastungsspitzen der Öko-
steuer, wobei die Unverhältnismäßigkeit
dadurch zum Ausdruck kommt, dass öko-

steuerbelastete Inlandsprodukte ihre Ab-
satzchancen einbüßen würden, ohne dass
die konkurrenzfähigeren Auslandsproduk-
te entsprechende umwelt- und klima-
schutzpolitische Vorteile aufweisen.

Idealerweise sollten Sonderregelungen
nur auf eine relativ kleine, nach mehre-
ren Kriterien der Betroffenheit (Energiein-
tensität, hohe Nettobelastung, wirtschaft-
liche Relevanz der Steuerzahlungen, Wett-
bewerbssensibilität) zusammengestellte
Grundgesamtheit ausgelegt werden. Die
Abgrenzung wirft allerdings große Hand-
habbarkeitsprobleme auf; um eine relativ
pauschale Lösung wird man nicht umhin
kommen. Vieles spricht dafür, die zu be-
günstigenden Verfahren und Produkte in
eine Liste aufzunehmen, die analog zur dä-
nischen „Prozessliste“ angelegt werden
könnte (Abschnitt 4.2.1). Allerdings ist da-
bei nach der Energiesteuerrichtlinie sicher-
zustellen, dass darin nur Unternehmen
enthalten sind, für die im Hinblick auf die
relevanten Produkte bzw. Prozesse die 
Energieintensitätskriterien erfüllt sind.

Unter steuertechnischen Gesichts-
punkten bietet sich als Lösung eine spezifi-
sche Freibetragsregelung an, die eine deut-
liche Belastungsminderung ermöglicht,
aber einen hohen Anreiz aufrecht erhält
(Linscheidt/Truger 2000).

Laufende Forschungsarbeiten zur
Identifikation energieintensiver Bereiche
und spezifischer Freibeträge7 pro Out-
puteinheit haben die damit verbundenen
Probleme erneut deutlich gemacht. Wenn
man den Forderungen nach Einzelfallge-
rechtigkeit nachkommen will, leidet die
Praktikabilität. Man wird daher Pauscha-
lierungen nicht vermeiden können, auch
wenn dies Akzeptanzprobleme bei der In-
dustrie hervorruft und u. U. die spezifi-
schen Anreizeffekte mindert. Damit bewegt
man sich aber auf steuerrechtlich gewohn-
tem Weg – dort sind Pauschalierungen als
Vereinfachungszwecknormen gang und
gäbe.

Auch eine individuelle Härteklausel,
wie sie beim Vorgänger der Stromsteuer –
dem Kohlepfennig – rund 15 Jahre her-
vorragend funktioniert hat (Ewring-
mann/Linscheidt 2001), ist grundsätzlich

7 UFOPLAN-Forschungsprojekt des Umweltbun-
desamtes „Ökologische Steuerreform: Energiein-
tensive Prozesse/Energieaudit“ (FKZ 203 14 106)
unter der Federführung des Fraunhofer Instituts
Systemtechnik und Innovationsforschung (ISI),
Karlsruhe.
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in Erwägung zu ziehen, wenn man die Be-
günstigung tatsächlich von einer wirt-
schaftlichen Bedürftigkeit abhängig ma-
chen und an entsprechende „Bedürftig-
keitskriterien“ binden will.

5
Ausweitung der ökologi-
schen Umstrukturierung
des Steuersystems

Die vorhandene Ökosteuer knüpft mit der
Energie an einen für die wirtschaftliche
und ökologische Entwicklung zentralen
Parameter an. Auf Dauer wird es aber
kaum möglich sein, allein mit Hilfe der
Energiesteuer die fiskalischen Umstruktu-
rierungsaufgaben und die Verbesserung
der institutionellen Anreizstrukturen für
eine nachhaltige und weniger umweltin-
tensive Wirtschaftsentwicklung zu bewälti-
gen.Auch für andere natürliche Ressourcen
und Umweltfaktoren muss die bereits be-
stehende Umweltplanung und Umweltre-
gulierung durch preisliche Rahmenbedin-
gungen ergänzt werden, die eine effiziente
Knappheitsbewirtschaftung erlauben und
die auch einen Teil der öffentlichen Finan-
zierungslast auf die Inanspruchnahme von
Umwelt verlagern. Umweltplanung und
Umweltrecht sind auf Dauer zum Schei-
tern verurteilt, wenn sie gegen wirtschaftli-
che Vorteilhaftigkeiten „anplanen“ müs-
sen, die entstehen, wenn Umweltkosten
nicht verursachergerecht angelastet wer-
den. Doch auch Rohstoffe, Wasser, Boden
bzw. Fläche, usw. sind essentielle entwick-

lungsrelevante Produktionsfaktoren und
z. T. auch Konsumgüter, deren Leistungs-
potenzial für künftige Generationen auf-
recht zu erhalten ist. Auch bei ihnen geht es
nicht darum, den Verzicht auf jegliche Nut-
zung durchzusetzen, sondern darum, sie in
ein effizientes Knappheitsregime zu über-
führen. Das ist jedoch am besten über ein
marktwirtschaftliches Instrument mög-
lich, da dann der Marktmechanismus die
Steuerung übernimmt und auf komplizier-
te Regulierung und Einzelfallentscheidun-
gen verzichtet werden kann. Ferner sollten
diese Ressourcen wie die Faktoren Arbeit
und Kapital zur staatlichen Finanzierung
allgemeiner bzw. öffentlicher Güter beitra-
gen.

Konkrete Vorschläge zur Erweiterung
der ökologisch orientierten Steuer- und
Abgabenbasis wurden von DIW/FiFo
(1999) ausgearbeitet. Neben dem Ausbau
der Energiebesteuerung und einer zusätzli-
chen Belastung des Verkehrs durch
Straßennutzungsgebühren sollten vor al-
lem für Flächenversiegelungen und andere
Bodenbeeinträchtigungen, für die Bean-
spruchung der Gewässerressourcen und
für die Abfallentsorgung bestehende Abga-
benanreize verstärkt und systematisch aus-
gebaut oder neue Abgabenanreize geschaf-
fen werden.

6
Fazit

Dieser Beitrag hatte sich zum Ziel gesetzt,
eine Struktur zu entwickeln, innerhalb de-
rer Vorschläge für die anstehende Debatte
über die Weiterentwicklung der ökologi-
schen Steuerreform diskutiert werden kön-
nen. Dabei wurde zwischen drei Kategori-
en von Handlungsoptionen unterschieden:
einer Fortschreibung der schrittweisen Er-
höhung von Energiesteuern mit aufkom-
mensneutraler Kompensation, Struktur-
verbesserungen bei der bestehenden Ener-
giebesteuerung sowie einer Ausweitung der
ökologischen Steuerreform durch Einbe-
ziehung weiterer Umweltabgaben und an-
derer Kompensationsformen. Handlungs-
spielraum und -bedarf wird in allen drei
Bereichen gesehen. Die besten Erfolgsaus-
sichten haben kurzfristig eine Reihe von
Verbesserungen der Steuerstruktur. Diese
können die ökonomische Effizienz und die
ökologische Wirksamkeit der Besteuerung
erhöhen sowie zusätzliche Einnahmen für
einen Umbau des Steuersystems generie-
ren. Längerfristig bietet dieser Ansatz je-
doch relativ geringe Perspektiven. Sollen
die ehrgeizigeren mittel- und längerfristi-
gen Ziele im Klimaschutz oder für eine um-
fassendere nachhaltige Wirtschaftsweise
auf marktkonformem Weg verfolgt wer-
den, so gibt es zu einem systematischen
Ausbau einer ökologischen Steuerreform
kaum Alternativen. Der Emissionshandel
sollte weniger als Alternative denn als will-
kommene funktionale Ergänzung für eine
ökologische Finanzreform gesehen wer-
den.
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